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Vertikale und horizontale Aspekte der Gewährleistung angemessener 
Finanzausstattungen der öffentlichen Haushalte von Bund,  
Ländern und Gemeinden

Finanzströme im deutschen Bundesstaat: 

Die bundesstaatliche Finanzverteilungsar-
chitektur der Bundesrepublik Deutschland, 
welche nach Art. 20 GG in Verbindung mit 
der sogenannten »Ewigkeitsklausel« in 
Art.  79 Abs. 3 GG ein auf Dauer angelegter 
demokratischer und sozialer Bundesstaat 
ist, steht wieder einmal zur Überprüfung an. 
Wenngleich dies nicht überraschend ist, da 
insbesondere föderale Systeme stets dazu 
neigen, sich hinsichtlich einer zielkonformen 
Kompetenzverteilung im Bundesstaat und 
den Anforderungen an notwendigen Aus-
gleichssystemen von Zeit zu Zeit zu über-
prüfen, kommt der momentanen Diskussi-
on eine größere Bedeutung zu, da mit Blick 
auf das Jahr 2019 zahlreiche bundesstaat-
liche Finanzverteilungsregeln auslaufen und 
andere föderale Regelungen ihre Wirkung 
voll entfalten werden. Mit der Verständigung 
über die sogenannte1 Schuldenbremse im 
Jahr 2009, wobei der Bund und die Länder 
gemeinschaftlich nach einer längeren Pha-
se des Aushandels und der Abstimmung 
im Rahmen der damaligen Föderalismus-
reformkommission II ein grundsätzliches 
Neuverschuldungsverbot für die öffentli-
chen Haushalte von Bund und Ländern mit 
den Zustimmungen im Deutschen Bundes-
tag am 29. Mai 2009 (vgl. Deutscher Bun-
destag 2009) und im Bundesrat am 12. Ju-
ni 2009 (Deutscher Bundesrat 2009) in das 
Grundgesetz (Art. 109 Abs. 3 GG) aufge-
nommen haben,2 ist insbesondere den Län-
dern ein bisher dezentral gestaltbares Ein-

 1	 Der abschließende Beweis einer wirkungsvollen 
Begrenzung der Politik hinsichtlich der Finanzie-
rung von Regelaufgaben über Kreditaufnahme 
steht freilich noch aus. Dazu sind die Erfahrungen 
mit der bisherigen »alten« verfassungsgemäßen 
Schuldenregel im deutschen Grundgesetz sowie 
den Regelungen auf der europäischen Ebene 
(Stichwort: Stabilitäts- und Wachstumspakt und 
Konvergenzkriterien) noch zu frisch. Auch die 
gegenwärtige Diskussion über die Auslegung des 
gerade erst im März 2012 beschlossenen Fiskal-
paktes sollte Anlass zur Achtsamkeit geben.

 2	 Die Länder Berlin, Mecklenburg-Vorpommern 
und Schleswig-Holstein haben allerdings der 
Schuldenbremse im Bundesrat nicht zugestimmt 
(vgl. Deutscher Bundesrat 2009). Die Entschei-
dung des verfassungsgebenden Gesetzgebers 
bedeutet jedoch, dass die jeweiligen, in ihrer 
Haushaltswirtschaft selbständigen (Art.  109 
Abs.  1 GG) Landeshaushaltsgesetzgeber als 
Parlamente teilsouveräner Teilgebiete des Bun-
desstaates ohne ihr Einverständnis in ihren Mög-
lichkeiten zur Aufgabenwahrnehmung begrenzt 
werden.

nahmeinstrument zur Anpassung von 
Ausgabe-Einnahme-Differenzen langfristig 
aus der Hand genommen worden. Dies 
sollte zwar nicht grundsätzlich beklagt wer-
den, da die bisherige Möglichkeit zur Nut-
zung des Einnahmeinstrumentes »Kredit« 
auf der Ebene der Länder zumindest auch 
einen Beitrag zu teilweise enormen Ver-
schuldungsbelastungen der Länder auf-
grund eines Ausgabenwettbewerbs zwi-
schen den Ländern geführt hat.3 Da jedoch 
der Verlust einer relevanten dezentralen Ein-
nahmekompetenz nicht an anderer Stelle 
kompensiert wurde, stehen die heutigen 
und zukünftigen Landeshaushaltsgesetz-
geber vor der großen Herausforderung, ih-
re jeweiligen Landeshaushalte nach Maß-
gabe von Art. 109 Abs. 3 Satz 5 GG und 
gleichzeitig mit Blick auf die Wünsche und 
Bedürfnisse ihrer jeweiligen Landesbevöl-
kerungen zu steuern. Unzureichende Ge-
staltungsoptionen der Länder im Bereich 
der Besteuerung bzw. dezentraler Einnah-
mensteuerung können dann unter dem 
Druck der Schuldenbremse dazu führen, 
dass die Länder noch stärker als bisher An-
sprüche auf Bundesmittel erheben, was die 
Unabhängigkeit der Länderebene nicht ge-
rade fördern dürfte.

Parallel zum Auslaufen der einfachgesetzli-
chen Regelungen zum bundesstaatlichen 
Finanzausgleich (Maßstäbegesetz, Finanz-
ausgleichsgesetz) werden zahlreiche weite-
re Finanzierungsströme zwischen den 
staatlichen Ebenen beendet, sofern der Ge-
setzgeber nicht Anschlussregeln beschließt. 
Dazu gehört der bis 2019 befristete Solidar-
pakt II, welcher im Übrigen nicht nur aus 
dem »Korb I« (Gesamtvolumen für den Zeit-
raum 2005 bis 2019: über 105 Mrd. Euro), 
sondern auch aus dem 2001 vereinbarten 
und 2006 konkretisierten »Korb II« mit einer 
Zielgröße für den Zeitraum zwischen 2005 
und 2019 von ca. 51 Mrd. Euro besteht. 
Das Entflechtungsgesetz, welches die fi-

 3	 Die Aussicht, dass in Zukunft insbesondere Infra-
struktur-Großprojekte der Länder aus den Steu-
erhaushalten der Länder finanziert werden müs-
sen, dürfte indes noch zu einer interessanten 
Diskussion bezüglich einer gleichmäßigen Haus-
halts- und Einnahmensteuerung führen, wenn der 
öffentliche Kredit gewissermaßen als zeitlicher 
Puffer nicht mehr zur Verfügung steht. Entwick-
lungen, die auf ein Ausweichen aus dem Budget 
mit einhergehender abnehmender demokrati-
scher Kontrolle hinauslaufen, sind nicht auszu-
schließen.

 *	 Prof. Dr. André W. Heinemann ist Inhaber der Pro-
fessur für Bundesstaatliche und regionale Finanz-
beziehungen am Fachbereich Wirtschaftswissen-
schaft, Forschungsstelle Finanzpolitik an der 
Universität Bremen.
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nanziellen Kompensationen einzelner Kompetenzverlagerun-
gen im Zuge der 2006 beschlossenen Föderalismusreform I 
regelt, wird ebenso Ende 2019 auslaufen wie die 2009 im Zu-
ge der Föderalismusreform II zwischen Bund und Ländern ver-
einbarten Konsolidierungshilfeansprüche4 für die fünf bemer-
kenswerterweise im Grundgesetz (Art. 143d Abs. 2 Satz 1 GG) 
genannten Konsolidierungsländer. Für die norddeutschen Küs-
tenländer dürfte das Auslaufen der Übergangsregelung nach 
Art. 125c Abs. 2 Satz 2 GG für Regelungen, welche ursprüng-
lich auf der Grundlage von Art. 104a Abs. 4 GG (alt) basierten, 
von Bedeutung sein, da die Kofinanzierung der Aufwendungen 
der Länder für Unterhaltung und Erneuerung durch den Bund 
spätestens ab 2020 aufgrund der Bestimmungen des 
Art. 104b GG (Finanzhilfen) nicht mehr möglich sein dürfte.

Damit verlieren zunächst Ende 2019 zahlreiche und überdies 
überwiegend vertikale Finanzströme zwischen der Bundes- 
und der Länderebene ihre gesetzliche Grundlage. Für die stär-
ker betroffenen Länder erzeugt dieser Umstand sicherlich ei-
nen erhöhten Handlungs- und Einigungsdruck, sofern auch 
über das Haushaltsjahr 2020 an der Einhaltung der Schul-
denbremse festgehalten werden soll. Zweifelsohne wird auch 
der Länderfinanzausgleich im engeren Sinne (LFA i.e.S.), wel-
cher mittlerweile erneut Gegenstand einer Überprüfung durch 
das Bundesverfassungsgericht geworden ist, eine nicht un-
bedeutende Rolle spielen. Allerdings vermag das jährliche 
Volumen des LFA i.e.S. die oftmals zugeschriebene Bedeu-
tung im Rahmen einer Diskussion über einen allokationseffi-
zienzfördernden und zugleich verteilungspolitisch motivierten 
bundesstaatlichen Finanzausgleich nicht zu rechtfertigen.

Der horizontale Länderfinanzausgleich in 
Deutschland – ein überzeugendes Instrument zur 
Schaffung und Wahrung gleichwertiger 
Lebensverhältnisse?

Zum vierten Mal seit Anfang der 1980er Jahre soll das Bundes-
verfassungsgericht aufgrund der gemeinsamen Klage der Län-
der Bayern und Hessen vom März 2013 den Länderfinanzaus-
gleich hinsichtlich der Verfassungskonformität seiner einzelnen 
Regelungen sowie deren fiskalischer Ergebnisse überprüfen.5 

 4	 Die Konsolidierungshilfen nach Art. 143d Abs. 2 GG können maximal 
800 Mill. Euro p.a. ausmachen, sind jedoch nicht als definitive Auszah-
lungsbeträge zu verstehen. Die jeweilige Auszahlung (2/3 im laufenden 
Jahr und 1/3 im Folgejahr) an ein Konsolidierungsland hängt von der Erfül-
lung der jeweils mit dem Bund in Konsolidierungsverträgen vereinbarten 
Konsolidierungserfolge ab und wird vom Stabilitätsrat überwacht.

 5	 Wesentliche Elemente des heute existierenden Länderfinanzausgleichs 
sind in den Urteilen von 1986, 1992 und 1999 mittlerweile mehrfach 
überprüft worden. Das Bundesverfassungsgericht hat schließlich stets 
darauf hingewiesen, dass die Bestandteile im Grundsatz mit dem Grund-
gesetz konform gehen, die konkrete Ausgestaltung sowie insbesondere 
die Herbeiführung des konkreten Ausgleichsergebnisses am Ende auf 
politischem Wege unter Nutzung des entsprechenden Einschätzungs- 
und Gestaltungsspielraumes zu verhandeln und festzulegen sei. Die 
Grundgesetzkonformität der heutigen Finanzausgleichsregeln schließt 
jedoch keine alternativen Finanzausgleichskonzepte, z.B. eine stärkere 
Vertikalisierung der Herbeiführung eines Ausgleichsergebnisses, aus.

Dabei soll der Länderfinanzausgleich die Unterschiede, die nach 
erfolgter primärer Steuerverteilung noch existieren, »angemes-
sen« ausgeglichen werden. Genauer soll die unterschiedliche 
Finanzkraft der Länder angemessen ausgeglichen werden 
(Art. 107 Abs. 2 Satz 1 GG). Grundlage für den angemessenen 
Ausgleich ist dabei die »eigene Steuerkraft« (BVerfGE 72, 330 
(385, 386); BVerfGE 116, 327 (379 f.)) der Länder, wobei durch 
die horizontale Zuteilung des Länderanteils am Umsatzsteuer-
aufkommen genau genommen nicht mehr von »Eigenem« auf-
grund der steuerschwächebedingten Zuweisung von Umsatz-
steuer-Ergänzungsanteilen (§ 2 Abs. 1 FAG i.V.m. Art. 107 Abs. 
1 Satz 4 GG) gesprochen werden kann. Die Umsatzsteuer-Er-
gänzungsanteile machten im Ausgleichsjahr 2012 immerhin 
11,2 Mrd. Euro aus. Diese Ergänzungsanteile stellen letztlich 
eine dem LFA i.e.S. vorgelagerte Stufe der horizontalen Steuer
umverteilung dar.

Das Volumen des LFA i.e.S. als das vermeintlich zentrale 
Instrument a) zur Herbeiführung angemessener Finanzaus-
stattungen der Länderhaushalte und b) einer solidarischen 
Umverteilung zwischen den Ländern ist letztlich seit Jahr-
zehnten umstritten. Naturgemäß empfinden Geberländer die 
Zahlungen in den LFA i.e.S. (Ausgleichsbeiträge) als zu hoch, 
und die Nehmerländer erachten die Zahlungen aus dem 
LFA i.e.S. (Ausgleichszuweisungen) als zu gering.6 Seit der 
Integration der neuen Länder in den Länderfinanzausgleich 
mit Beginn des Ausgleichsjahres 1995 beträgt das Gesamt-
volumen des LFA i.e.S. ca. 0,3 % des nominalen BIP (vgl. 
Abb. 1). Wird berücksichtigt, dass der Gesetzgeber den 
Länderfinanzausgleich auf die im FAG definierte Finanzkraft-
messzahl der Länder (einschließlich Gemeinden) beschränkt, 
so wurde bezogen auf diese Basis seit 2009 weniger als 3% 
umverteilt. Inwieweit »Nehmerländer« ein Rentier-Dasein ei-
ner aktiven Rolle mit Bezug auf Wirtschaftswachstums- und 
Steuerkraftförderung tatsächlich vorziehen, sollte angesichts 
der Entwicklung (Volumen des LFA i.e.S. in % der FKM) seit 
dem Jahr 2000 einer kritischen Prüfung unterzogen werden.

Bei den finanzschwachen Ländern kann zwischen drei Grup-
pen unterschieden werden (vgl. Abb. 2). In der ersten Gruppe 
nehmen die Ausgleichszuweisungen einen Anteil von 0,4% 
bis 2,0% der Bereinigten Einnahmen (Land und Gemeinden) 
ein. Dies sind die westdeutschen Flächenländer. In der zweiten 
Gruppe machen die Ausgleichszuweisungen grob betrachtet 
zwischen 4% und 5% der Bereinigten Einnahmen aus. Dies 
sind die ostdeutschen Flächenländer. Die letzte Gruppe be-
steht aus den Stadtstaaten Berlin (13,4%) und Bremen 
(11,3%), bei denen die Ausgleichszuweisungen durchaus 
merklich sind.

 6	 Exemplarisch hierfür sei auf die Auseinandersetzung in der 339. Sitzung 
des Bundesrates am 30. Mai 1969 und auf die Argumentationen insbe-
sondere des ausgleichsverpflichteten Landes Hamburg (vertreten durch 
Senator Dr. Heinsen) und des ausgleichberechtigten Landes Niedersach-
sen (vertreten durch Minister Hellmann) verwiesen, als der Gesetzentwurf 
für den Finanzausgleich unter den Ländern vom Rechnungsjahr 1970 als 
Teil der »Großen Finanzreform« beraten wurde (vgl. Deutscher Bundestag 
1969).
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Der LFA i.e.S. wird in der Diskussion bisweilen als wichtiger 
Hort der Solidarität zwischen den Ländern angesehen, so 
dass auf einen horizontalen Finanzausgleich nicht verzichtet 
werden könne. Offensichtlich kann aber der LFA i.e.S. den 
erforderlichen angemessenen Ausgleich nicht herbeiführen, 
da in der letzten Stufe der bundesstaatlichen Finanzbezie-
hungen in einem ersten Schritt der Bund im Rahmen des 
sekundären vertikalen Finanzausgleichs Allgemeine Bun-
desergänzungszuweisungen (2012: 2,9 Mrd. Euro) für leis-
tungsschwache Länder gewährt. Zwar geht es bei den Bun-
desergänzungszuweisungen nach Art. 107 Abs. 2 Satz 3 
GG um »Leistungsschwäche« und damit um eine »Relation 
des Finanzaufkommens eines Landes zu seinen allgemeinen 
und besonderen Ausgabenlasten« (BVerfGE 72, 333 (403)), 

was allerdings »die Bewertung des Verhält-
nisses von Finanzaufkommen und Ausga-
benlasten der Länder« (BVerfGE 101, 
158  (224) erfordert. Allerdings spielen Son-
derlasten oder Ausgabenlasten bei den All-
gemeinen Bundesergänzungszuweisungen 
faktisch keine Rolle. Der Bund hebt die Fi-
nanzkraft der leistungsschwachen Länder 
allgemein an und achtet dabei lediglich auf 
das Rangreihenfolgegebot (BVerfGE 72, 
333 (404); BVerfGE 101, 158 (224)). Da der 
Bund durch die Rechtsprechung des BVerfG 
gebunden ist, bei der Gewährung Allgemei-
ner BEZ die Maßstäbe des horizontalen Fi-
nanzausgleichs anzusetzen (BVerfGE 101, 
158 (224) muss auch erkannt werden, dass 
letztlich zumindest bei den Allgemeinen BEZ 
keine besonderen Ausgabenlasten oder 
Sonderlasten berücksichtigt werden, da die-
se im horizontalen LFA ebenfalls, mit Aus-
nahme der abstrakten Mehrbedarfe der 
Stadtstaaten, keine Rolle spielen. Die 
Schlussfolgerung kann daher nur sein, dass 
beide Elemente – horizontaler LFA i.e.S. und 
Allgemeine BEZ – nur gemeinsam den an-
gemessenen Ausgleich bewirken können, 
nicht aber der horizontale LFA allein. Dabei 
ist noch weiter zu berücksichtigen, dass das 
BVerfG in seinem Urteil aus dem Jahr 1986 
dem Bund eine weit größere Verantwortung, 
als heute bisweilen vermutet, zugeordnet 
hat. Vielmehr wurde der Bund in die Pflicht 
genommen, im Rahmen seiner Letztverant-
wortung dafür Sorge zu tragen, dass am En-
de aller Stufen der angemessen Ausgleich 
erreicht wird. »Je niedriger hier die Grenze 
der Angleichung gezogen wird, umso mehr 
wird eine ergänzende Deckung des allge-
meinen Finanzbedarfs durch die Gewährung 
von Bundesergänzungszuweisungen prak-
tisch zur Pflicht.« (BVerfGE 72, 333 (403)).

Gleichwertige Lebensverhältnisse und Pro-Kopf-
Finanzausstattungen

Im Jahr 1994 wurde in Art. 72 Abs. 2 GG der Begriff der 
»Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse« aufgenommen 
und somit der bis dahin vorhandene Begriff der »Einheitlich-
keit der Lebensverhältnisse« abgelöst. Was aber genau 
»gleichwertige Lebensverhältnisse« sein könnten, darüber 
gibt das Grundgesetz letztlich keine weiteren Auskünfte, es 
bleibt bei einem unbestimmten Rechtsbegriff. Sicherlich 
kann mit »gleichwertig« nicht »gleich« gemeint sein. »Er zielt 
wohl auf Vereinheitlichung, betont, wie bereits festgestellt,  
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aber im Gegensatz zu ihr gerade auch die Unterschiedlich­
keit der Lebensverhältnisse und bezweckt naturgegebene 
Ungleichheiten zwischen den Regionen hinzunehmen und 
zu verstärken. Dies war auch der Grund, in Art. 72 Abs. 2 GG 
den Begriff »Wahrung der Einheitlichkeit der Lebensverhält­
nisse« durch den schwächeren Begriff »Herstellung gleich­
wertiger Lebensverhältnisse« zu ersetzen.« (Wierer und 
Tauske 2005, S. 15).

Die Unbestimmtheit des Begriffs »Gleichwertigkeit« eröffnet 
einen Interpretationsspielraum, welcher bisweilen politisch 
genutzt wird, um eine gleiche Pro-Kopf-Finanzausstattung 
in den Landeshaushalten zu begründen. Ob die Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse als Staatsziel aufzufassen 
sei, mögen Juristen beantworten. Ökonomisch betrachtet 
deutet eine derartige Argumentation aber implizit an, dass 
insbesondere quasi-private Güter im Fokus stehen und we-
niger öffentliche Güter. Denn bei (reinen) öffentlichen Gütern 
sollten z.B. bei ansteigender Bevölkerung sinkende Pro- 
Kopf-Produktionskosten zu erwarten sein.

Was jedoch für einen auf gleich hohe Pro-Kopf-Finanz-
ausstattungen abzielenden Finanzausgleich spricht, ist der 
Umstand, dass bei bundeseinheitlicher Gesetzgebung un-
terschiedliche Bruttoeinkommen aufgrund unterschiedli-
cher regionaler Produktivitäten zu regional differierenden 
Pro-Kopf-Steueraufkommen führen können. Diese von 
van Suntum (1981) aufgegriffene Argumentation lässt sich 
auf das Gebot der Herstellung fiskalische Gleichheit von 
Buchanan (1950) zurückführen. Zur Verhinderung ineffizi-
enter Migration, die bei identischer Steuerbelastung in je-
der Region und regional differierenden Pro-Kopf-Finanz-
ausstattungen und den damit einhergehenden besseren 
öffentlichen Pro-Kopf-Leistungsbereitstellung zu erwarten 
ist, müsste dann der Teil der Steuern, der bundeseinheit-
lich geregelt ist und nicht regionalen Anpassungen unter-
liegt, überall gleichmäßig verteilt werden. In Verbindung 
mit einer bundesstaatlichen Abstimmung über Mindest-
standards, welche die Länder zu erfüllen haben, wäre 
durchaus an eine über alle Länder hinweg gleich hohe 
Mindest-Pro-Kopf-Finanzausstattung zu denken. Dieser 
vertikal durch den Bund organisierte Grundausgleich 
könnte einen horizontalen Finanzausgleich erübrigen.7 
Dieser Vorschlag orientiert sich im Grundsatz an einem 
Vorschlag im Gutachten des Wissenschaftlichen Beirates 
beim BMF aus dem Jahr 1992 in Fußnote 6, wobei damals 
nur ein voll nivellierter Sockel auf dem Niveau eines poli-
tisch zu konkretisierenden Mindestbedarfs vorgeschlagen 
wurde. Die vertikale Komponente wird dann mit der be-
sonderen Aufgabe des Bundesgesetzgebers zur Sicher-
stellung des Ausgleichserfolgs (vgl. Korioth 1997, S. 127 f.) 
begründet.

 7	 Wobei zu berücksichtigen ist, dass es auch durch eine vertikale Bundes-
lösung letztlich immer zu einer Solidarität innerhalb der Gesamtbevölke-
rung und damit natürlich auch zu einem solidarischen Ausgleich zwi-
schen den Ländern kommt.

Die bundesstaatlichen Finanzverflechtungen sind 
in ihrer Gesamtheit zu erfassen

Der horizontale Länderfinanzausgleich stellt nur ein einzelnes 
und darüber hinaus volumenmäßig nicht überragendes Ele-
ment innerhalb einer Schar von Finanzstromsystemen in-
nerhalb der bundesdeutschen Finanzverteilungsarchitektur 
dar, welche u.a. auch mit dem Ziel verbunden sind, das 
politische Postulat der Schaffung und Wahrung gleichwer-
tiger Lebensverhältnisse real werden zu lassen. Dabei be-
ziehen sich gerade die zwischen den öffentlichen Haushal-
ten etablierten Steuerumverteilungssysteme auf das 
politische Ziel, die öffentlichen Haushalte so aneinander an-
zugleichen, so dass letztlich nur noch sehr geringe Unter-
schiede in den Finanzausstattungen der Länder vorhanden 
bleiben. Der Gesetzgeber geht also davon aus, dass letztlich 
gleiche Pro-Kopf-Finanzausstattungen im öffentlichen Raum 
auch Ausdruck gleichwertiger Lebensverhältnisse sind bzw. 
diese ermöglichen.

Die öffentlichen Haushalte der Länder und ihrer Gemein-
den speisen sich aber nicht ausschließlich aus den primä-
ren Steuerverteilungssystemen sowie den begrenzten und 
ausschließlich auf Umverteilung ausgerichteten Umvertei-
lungssystemen. Vielmehr werden die öffentlichen Haus-
halte aus einer Vielzahl weiterer Quellen gespeist, welche 
im Ergebnis die abschließende Pro-Kopf-Einnahmensitu-
ation eines jeden Landes erzeugen. Daher kann ein Blick 
auf die Primäreinnahmen, also die Bereinigten Gesamtein-
nahmen abzüglich der Erlöse durch Vermögensveräuße-
rungen, helfen zu bewerten, wie es um die Möglichkeit der 
einzelnen Haushalte, Landes- und Gemeindeaufgaben 
über alle Länder hinweg gleichwertig zu erfüllen, tatsäch-
lich steht.

Um den Besonderheiten in den neuen Ländern Rechnung 
zu tragen, werden bei dieser Betrachtung die Sonderbe-
darfs-Bundesergänzungszuweisungen (S-BEZ) »Neue 
Länder« sowie »Strukturelle Arbeitslosigkeit« nicht berück-
sichtigt. Ebenso bleiben die Konsolidierungshilfen unbe-
rücksichtigt. In Abbildung 3 ist dann zu sehen, dass sich 
innerhalb der Gruppe der Flächenländer die Einnahmesi-
tuationen doch deutlicher unterschieden, als nach dem 
doch stark nivellierenden Länderfinanzausgleich bisweilen 
vermutet wird. So stehen dem Geberland Hessen im Jahr 
2012 immerhin um knapp 24% höhere Pro-Kopf-Einnah-
men zur Verfügung als dem Konsolidierungsland Saarland. 
Mecklenburg-Vorpommern kann gegenüber Thüringen 
über 10% höhere Einnahmen verfügen. Die u.a. durch den 
Gesetzgeber gewollte höhere Finanzausstattung der 
Stadtstaaten zeigt sich ebenfalls. So verfügt der Stadtstaat 
Bremen im Jahr 2012 mit 6 486 Euro je Einwohner über 
34% höhere Primäreinnahmen als das umliegende Flä-
chenland Niedersachsen.
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Die hier einfach präsentierten Ergebnisse können als das 
politische Ergebnis einer jahrzehntelangen politischen Aus-
einandersetzung um das Ausbalancieren zwischen föde-
raler Eigenverantwortung der Länder8 und föderaler Soli-
darität sowohl zwischen den Ländern (einschließlich ihrer 
Gemeinden) als auch zwischen den beiden staatlichen 
Ebenen interpretiert werden. Über die Jahre hinweg wer-
den vertikale und horizontale, allokativ oder distributiv be-
gründete, für allgemeine Haushaltsmittel oder für zweck-
gebundene Haushaltsmittel vorgesehene Finanzströme 
eingeführt (wie 1970 die heute rechtfertigungsbedürftige 
Gewerbesteuerumlage), modifiziert oder auch mal abge-
schafft. Somit entsteht im Zeitablauf ein »System«9 von 
Finanzströmen, welches aus einer institutionenökonomi-
schen Perspektive nicht allein (föderalismus-)theoretisch 
begründet sein muss. Dies gilt ebenso für Reformvorschlä-
ge (vgl. Döring und Stahl 2000, S. 4). 

Am Beispiel der Regionalisierungsmittel (Art. 
106a GG) kann illustriert werden, wie sehr 
die öffentlichen Haushalte der Länder auch 
von weiteren Finanzströmen neben Finanz-
ausgleich, Bundesergänzungszuweisungen 

 8	 Diesbezüglich hat des BVerfG mehrfach klargestellt, 
dass Eigenständigkeit und politische Autonomie auch 
bedeutet, »dass die Länder grundsätzlich für die haus-
haltspolitischen Folgen autonomer Entscheidungen 
selbst einzustehen und eine kurzfristige Finanzschwä-
che selbst zu überbrücken haben (…).« (BVerfGE 116, 
327 (382). Zusätzlich weist § 6 Satz 2 MaßstG darauf 
hin, dass bei der Annäherung der Finanzkraft der Län-
der durch den Finanzausgleich die Eigenstaatlichkeit 
zu berücksichtigen sei.

 9	 Wenn davon ausgegangen wird, dass einem »Sys-
tem« ein systembildendes Grundprinzip zugrunde 
liegt, dann darf durchaus die Eigenschaft der bundes-
staatlichen Finanzverteilung als System angezweifelt 
werden.

und traditionellen Mischfinanzierungen ge-
speist werden (vgl. Abb. 4) und dabei gleich-
zeitig höchst unterschiedliche Pro-Kopf-Fi-
nanzströme die öffentlichen Haushalte 
erreichen. Bei den Diskussionen über die 
bundesstaatlichen Finanzbeziehungen blei-
ben derartige Finanzströme hingegen stets 
außen vor. Dies gilt umso mehr für Finanz-
stromsysteme, welche das System der öf-
fentliche Haushalte ergänzen, gleichwohl 
aber zum öffentlichen Sektor zu rechnen 
sind, da sie insbesondere mit Zwangsele-
menten verbunden sind. Dazu gehören u.a. 
die Sozialversicherungssysteme oder das 
EEG-Umlagensystem.

Schlussfolgerungen für die 
anstehende Föderalismusreform

Eine isolierte Betrachtung einzelner Baustei-
ne innerhalb eines föderalen Geflechtes an 

Finanzströmen ist weniger sinnvoll als eine umfassende Ana-
lyse der Gesamtarchitektur eines föderalen Gesamtsystems. 
Aus diesem Blickwinkel wird es mit Blick auf den Jahres-
wechsel 2019/2020 notwendig sein, 

•	 einzelne Finanzströme bzw. Regelungskreise hinsichtlich 
ihrer ursprünglichen Intention und ihrer heutigen Wirkung 
zu analysieren und zugleich 

•	 eine umfassende Analyse des föderalen Gesamtsystems 
vorzunehmen.

Die Verbindung beider Analysevorgehen trägt dem Umstand 
Rechnung, dass am Ende eines Verhandlungsprozesses 
über eine Reform der bundesstaatlichen Finanzverteilungs-
architektur eine Konsenslösung stehen muss, bei der sicher-
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Abb. 3

a) Primäreinnahmen = Bereinigte Einnahmen der Länder einschließlich ihrer Gemeinden/Gv. in Abgrenzung 
der Kassenstatistik (ohne LFA-Beiträge der Geberländer) abzüglich Veräußerung von Vermögen. Ohne 
S-BEZ »Neue Länder« S-BEZ »Strukturelle Arbeitslosigkeit« und Konsolidierungshilfen. Kernhaushalte und 
Extrahaushalte. Ohne Auslaufperiode.
Quelle: Fachserie 14, Reihe 2 (Kassenstatistik); Berechnung und Darstellung des Autors.
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lich nicht jede Detailregelung zu einem Gewinn oder Verlust 
bei den beteiligten Akteuren führen wird. Jeder beteiligte 
Akteur wird den Kooperationsgewinn als Ganzes bewerten. 
Inwieweit die Hergabe bisheriger Privilegien (vgl. Döring und 
Stahl 2000, S. 15) in dem hier zugrunde liegenden Sinne 
von Finanzströmen die Zustimmungsfähigkeit einer Reform 
erhöht, wird wohl davon abhängen, welches Gesamtergeb-
nis jeder Akteur erwarten kann. Dies bietet jedoch gerade 
in Verbindung mit dem zeitlichen Druck die Chance, die 
bundesstaatliche Finanzverteilungsarchitektur durch den 
Abbau heute nicht mehr begründbarer Finanzströme zu ent-
rümpeln, durch die Bündelung gleichgerichteter Finanzströ-
me zu vereinfachen und durch Reduzierung des Finanzstrom
umfangs die Übersichtlichkeit des Gesamtsystems und 
damit die Zuordnung von Verantwortlichkeit von Politik zu 
erhöhen. Insofern bietet sich für die Politik gar eine große 
Chance, Solidarität und Eigenverantwortlichkeit gleicherma-
ßen durch eine grundlegende Neujustierung der Finanzströ-
me im Bundesstaat zu stärken, indem nicht nur der Länder-
finanzausgleich reformiert wird. Fraglich wird sein, ob die 
Politik diese Chance auch nutzen möchte.
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